
 

 
Gesetz- und Verordnungsblatt 

für das Land Brandenburg 

Teil I – Gesetze 

33. Jahrgang Potsdam, den 16. Dezember 2022 Nummer 33 

Gesetz zur Neuregelung des Betreuungsausführungsrechts im Land Brandenburg 

und zur Änderung weiterer Gesetze 

Vom 16. Dezember 2022 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Ausführung des Betreuungsorganisationsgesetzes im Land Brandenburg 

(Brandenburgisches Betreuungsorganisationsausführungsgesetz – BbgAGBtOG) 

§ 1 

Betreuungsbehörden 

(1) Betreuungsbehörden auf örtlicher Ebene im Sinne des § 1 Absatz 1 des Betreuungsorganisationsgesetzes vom 

4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882, 917), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBl. I S. 959, 963) 

geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, sind die Landkreise und kreisfreien Städte (örtliche Betreuungs-

behörden).  

(2) Betreuungsbehörde auf überörtlicher Ebene im Sinne des § 1 Absatz 2 des Betreuungsorganisationsgesetzes ist 

das Landesamt für Soziales und Versorgung (überörtliche Betreuungsbehörde).  

§ 2 

Aufgaben der Betreuungsbehörden 

(1) Soweit nicht durch dieses Gesetz die Zuständigkeit der überbehördlichen Betreuungsbehörde begründet wird, 

sind die örtlichen Betreuungsbehörden zuständig für die Erfüllung der Aufgaben nach dem Betreuungsorganisations-

gesetz. Die örtlichen Betreuungsbehörden führen die Aufgaben in Betreuungsangelegenheiten als pflichtige Selbstver-

waltungsaufgaben durch. 

(2) Die überörtliche Betreuungsbehörde ist insbesondere zuständig für:  

1. die Unterstützung der örtlichen Betreuungsbehörden bei der Wahrnehmung der ihnen übertragenen Aufgaben, 

2. die Sicherstellung von überörtlichen Angeboten zur Fortbildung der Betreuerinnen und Betreuer, 

3. die Anerkennung und die fachliche Beratung der Betreuungsvereine, 



 

4. die Bedarfsermittlung und Planung für ein ausreichendes Angebot an Betreuerinnen und Betreuern sowie Betreu-

ungsvereinen, 

5. die Anerkennung von Studien-, Aus- oder Weiterbildungsgängen und Sachkundelehrgängen nach der Betreuer-

registrierungsverordnung vom 13. Juli 2022 (BGBl. I S. 1154) in der jeweils geltenden Fassung, 

6. die Einrichtung der überörtlichen Arbeitsgemeinschaft nach § 3 Absatz 2. 

§ 3 

Arbeitsgemeinschaften 

(1) Eine örtliche Betreuungsbehörde kann zur Förderung der Zusammenarbeit in Betreuungsangelegenheiten auf 

örtlicher Ebene eine Arbeitsgemeinschaft einrichten. In der örtlichen Arbeitsgemeinschaft sollen alle für das Betreu-

ungswesen vor Ort maßgeblichen Institutionen und Organisationen, insbesondere die örtliche Betreuungsbehörde, die 

Betreuungsgerichte, Betreuungsvereine und Berufsbetreuerinnen und -betreuer vertreten sein. Der Arbeitsgemeinschaft 

steht es frei, alles Nähere zur Organisation und Besetzung in einer Geschäftsordnung zu regeln. 

(2) Zur Förderung der Zusammenarbeit in Betreuungsangelegenheiten wird auf überörtlicher Ebene eine Arbeitsge-

meinschaft eingerichtet. Der Arbeitsgemeinschaft sollen Vertreterinnen und Vertreter der mit der Betreuung Volljäh-

riger befassten Institutionen und Organisationen, insbesondere der überörtlichen Betreuungsbehörde, der örtlichen Be-

treuungsbehörden, der Gerichte und Betreuungsvereine sowie Berufsbetreuerinnen und -betreuer angehören. Vertrete-

rinnen und Vertreter der Landesministerien nehmen als ständige Gäste teil. Das für Soziales zuständige Mitglied der 

Landesregierung kann jederzeit weitere Mitglieder berufen. Die Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft stellen Empfeh-

lungen dar. Die Arbeitsgemeinschaft kann das Nähere zur Organisation und Besetzung durch eine Geschäftsordnung 

regeln.  

§ 4 

Erweiterte Unterstützung 

(1) Die Aufgaben nach § 11 Absatz 3 und 4 des Betreuungsorganisationsgesetzes werden gemäß § 11 Absatz 5 des 

Betreuungsorganisationsgesetzes bis zum 31. Dezember 2027 im Rahmen von Modellprojekten durchgeführt. Bis zu 

vier örtlichen Betreuungsbehörden wird die Möglichkeit der Durchführung der Modellprojekte eingeräumt. Die 

überörtliche Betreuungsbehörde und die teilnehmenden örtlichen Betreuungsbehörden regeln Einzelheiten zur Durch-

führung der Modellprojekte durch Vertrag. 

(2) Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung fördert die Durchführung der Modellprojekte nach 

Absatz 1 durch Personal- und Sachkostenzuschüsse. 

§ 5 

Anerkennung von Betreuungsvereinen 

(1) Rechtsfähige Betreuungsvereine können unter den Voraussetzungen des § 14 Absatz 1 des Betreuungsorganisa-

tionsgesetzes anerkannt werden, wenn sie  

1. ihren Sitz und Tätigkeitsbereich im Land Brandenburg haben und Personen aus dem Land Brandenburg betreuen, 

2. die Anerkennung der Gemeinnützigkeit im Sinne des Steuerrechts nachweisen, 

3. die Gewähr bieten, dass ihre Arbeit nach Inhalt, Umfang und Qualität zugunsten der Betreuten erfolgen wird und 

sie über fachlich geeignete Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen, 

4. aufgrund ihrer Leistungsfähigkeit die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung auf Dauer bieten und ihre 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in keinem Abhängigkeitsverhältnis oder einer anderen engen Beziehung zu 

Einrichtungen stehen, in denen Personen, die sie betreuen, untergebracht sind oder wohnen, 
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5. ihre Bereitschaft erklären,  

a) mit Behörden, Institutionen und Einzelpersonen vor allem auf regionaler Ebene zusammenzuarbeiten und 

b) jährlich zum Stichtag 30. Juni einen Tätigkeitsbericht vorzulegen, 

6. für die Deckung des Bedarfs an Betreuungsvereinen notwendig sind. 

Mehrere Betreuungsvereine können sich zur Erfüllung einzelner Aufgaben nach § 15 Absatz 1 des Betreuungsorgani-

sationsgesetzes zu einer Gemeinschaft zusammenschließen. 

(2) Der Tätigkeitsbericht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe b hat sich zumindest auf folgende Angaben zu 

erstrecken: 

1. Zahl, Qualifikation und Stellenanteile der hauptamtlichen Fachkräfte, 

2. Zahl der ehrenamtlich betreuenden Personen, die der Verein begleitet, 

3. Art und Inhalt von Maßnahmen für Querschnittsaufgaben, 

4. Zahl der im Vorjahr neugewonnenen ehrenamtlich betreuenden Personen, 

5. Zahl der Vereinsbetreuungen und 

6. Zahl der Betreuungen durch Vereinsbetreuerinnen und Vereinsbetreuer. 

(3) Die überörtliche Betreuungsbehörde wird ermächtigt, einmal jährlich alle zur Ermittlung des Bedarfs nach Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 6 notwendigen Daten bei den Betreuungsbehörden zu erheben.  

(4) Die Anerkennung der bereits vor dem 1. Januar 2023 anerkannten Betreuungsvereine kann binnen zwei Jahren 

nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn die überörtliche Betreuungs-

behörde feststellt, dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. Zur Vermeidung einer unbilligen Härte 

kann von der Bedarfsprüfung abgesehen werden.  

(5) Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung regelt das Verfahren der Anerkennung der Betreu-

ungsvereine.  

§ 6 

Finanzierungsanspruch der Betreuungsvereine 

(1) Die anerkannten Betreuungsvereine erhalten zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 15 Absatz 1 und 3 des Be-

treuungsorganisationsgesetzes auf Antrag, der bei dem Landesamt für Soziales und Versorgung einzureichen ist, eine 

bedarfsgerechte finanzielle Ausstattung. Bis zur Bestandskraft des Widerrufsbescheides nach § 5 Absatz 4 bleibt der 

Anspruch erhalten.  

(2) Die Höhe der finanziellen Ausstattung bemisst sich an den Personal- und Sachausgaben einer hauptberuflichen 

Fachkraft je 70 000 Einwohnerinnen und Einwohner. Maßgeblich ist insoweit die Eingruppierung der Entgeltgruppe 

S 12 der Entgeltordnung für den Sozial- und Erziehungsdienst gemäß Anlage C des für die Vereinigung der kommu-

nalen Arbeitgeberverbände geltenden Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst in der jeweils geltenden Fassung.  

(3) Die Leistung nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn mehrere hauptberufliche Fachkräfte in Teilzeit in einem 

einer Vollzeitkraft vergleichbaren Umfang beschäftigt werden. Sie verringert sich für teilzeitbeschäftigte oder nicht 

ganzjährig beschäftigte Fachkräfte in entsprechendem Umfang. 

(4) Die Finanzierung wird erstmals für das Förderjahr 2023 und sodann jährlich auf der Grundlage der jeweiligen 

Personaldurchschnittskosten für vergleichbare Beschäftigte ermittelt. 
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(5) Näheres über Art, Umfang und Verfahren der Förderung regelt das für Soziales zuständige Mitglied der Landes-

regierung im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Landesregierung.  

§ 7 

Kostentragung, Kostenerstattung, Überprüfung und Verordnungsermächtigung 

(1) Die Landkreise und kreisfreien Städte tragen die Kosten der Wahrnehmung der ihnen nach diesem Gesetz oblie-

genden Aufgaben. 

(2) Das Land gleicht die durch die zusätzlichen Aufgabenverpflichtungen durch dieses Gesetz verursachten Mehr-

belastungen aus. Hierzu erstattet das Land die zusätzlich notwendigen personellen und sachlichen Verwaltungskosten 

gesondert pauschal. Erstattungsbehörde ist das Landesamt für Soziales und Versorgung. Die Pauschale ist an den der 

wahrzunehmenden Tätigkeiten entsprechenden Personaldurchschnittskosten zuzüglich angemessener Sachkosten zu 

bemessen. 

(3) Als erforderliche Personalkosten gelten die unmittelbar entgeltbezogenen Aufwendungen des Arbeitgebers für 

eine Vollzeitstelle der Entgeltgruppe S 12 der Entgeltordnung für den Sozial- und Erziehungsdienst gemäß Anlage C 

des für die Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände geltenden Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 

einschließlich aller vom Arbeitgeber zu tragenden Entgeltbestandteile und einschließlich der Sozialversicherungsbei-

träge (Arbeitgeberbrutto). 

(4) Die Auskömmlichkeit der Personal- und Sachkostenpauschale gemäß Absatz 2 ist auf Grundlage der tatsächli-

chen notwendigen Aufwendungen spätestens im ersten Quartal des Erstattungsjahres 2024 auf ihre Angemessenheit zu 

überprüfen. Die Überprüfung erfolgt jährlich. Soweit die Personal- und Sachkostenpauschale nicht auskömmlich war, 

haben die jeweiligen Landkreise und kreisfreien Städte Anspruch auf rückwirkenden Ausgleich durch das Land. Soweit 

die Personal- und Sachkostenpauschale zu hoch war, werden die jeweiligen Überzahlungen des Landes im Rahmen der 

nächsten Abschlagszahlung verrechnet.  

(5) Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den für Inneres 

und für Finanzen zuständigen Mitgliedern der Landesregierung durch Rechtsverordnung das Nähere zu bestimmen 

über 

1. die Höhe der Pauschale nach Absatz 2 und ihre jeweilige Anpassung an die Kostenentwicklung, sowie an die 

Ergebnisse der Überprüfung der Personal- und Sachkostenpauschale nach Absatz 4, 

2. weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen und zu dem Verfahren der Kostenerstattung, insbesondere die Aus-

zahlungstermine, und 

3. das für die Überprüfung nach Absatz 4 notwendige Verfahren und vorzulegenden Informationen, insbesondere 

die durch die Aufgabenwahrnehmung entstehenden Kosten. 

Die Rechtsverordnung nach Satz 1 stellt den nach Artikel 97 Absatz 3 Satz 2 und 3 der Verfassung des Landes Bran-

denburg gebotenen Ausgleich der Mehrbelastungen der Landkreise und kreisfreien Städte infolge der Aufgabenüber-

tragung sicher. 

§ 8 

Evaluation 

Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung evaluiert bis zum 31. Dezember 2026 die Anwendung und 

Auswirkungen der Modellprojekte nach § 4 und den Finanzierungsanspruch der Betreuungsvereine nach § 6. Es be-

richtet dem Landtag bis zum 30. Juni 2027 über das Ergebnis der Evaluation. 
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Artikel 2 

Änderung des Brandenburgischen Justizkostengesetzes 

Die Anmerkung zu Nummer 2.3 der Anlage zu § 1 Abs. 2 des Brandenburgischen Justizkostengesetzes vom 

3. Juni 1994 (GVBl. I S. 172), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (GVBl. I Nr. 30 S. 7) 

geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Anmerkung: 

Die Gebühr entsteht auch, wenn die Information übermittelt wird, dass für den Schuldner kein Eintrag verzeichnet wird 

(Negativauskunft). Die Gebühr entsteht nicht im Falle einer Selbstauskunft oder wenn die Einsicht zur Ausübung einer 

ehrenamtlichen Betreuung (§ 19 Absatz 1, § 21 des Betreuungsorganisationsgesetzes) zur Vorlage bei der Betreuungs-

behörde benötigt wird.“ 

Artikel 3 

Folgeänderungen 

(1) Das Erste Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 26. Juni 1997 (GVBl. I S. 87), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Juni 2020 

(GVBl. I Nr. 18 S. 3) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 21 wie folgt gefasst: 

„§ 21 Führung der Pflegschaft und der Vormundschaft“. 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 21 

Führung der Pflegschaft und der Vormundschaft“. 

b) Die Angabe „§ 56 Abs. 2 Satz 2“ wird durch die Wörter „§ 56 Absatz 2 Satz 2“ und die Angabe „§ 1822 

Nr. 5“ wird durch die Angabe „§ 1799 Absatz 1“ ersetzt. 

(2) In § 27 Absatz 2 Satz 1 des Brandenburgischen Hinterlegungsgesetzes vom 3. November 2010 (GVBl. I Nr. 37), 

das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 35 S. 2) geändert worden ist, wird die Angabe 

„§§ 1667, 1814, 1818 und 1915“ durch die Wörter „§§ 1667 und 1844 auch in Verbindung mit § 1798 Absatz 2 Satz 1, 

§ 1813 Absatz 1 und § 1888 Absatz 1“ ersetzt. 

(3) In § 12 Absatz 2 Satz 3 des Justizwachtmeisterbefugnissegesetzes vom 5. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 21) werden die 

Wörter „§ 1896 Absatz 4 und § 1905“ durch die Wörter „§ 1815 Absatz 2 Nummer 5 und 6 und § 1830“ ersetzt. 

(4) Das Brandenburgische Psychisch-Kranken-Gesetz vom 5. Mai 2009 (GVBl. I S. 134), das zuletzt durch das Ge-

setz vom 29. November 2022 (GVBl. I Nr. 25) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2a Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „1906“ durch die Angabe „1831“ ersetzt. 

2. In § 4 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „1906“ durch die Angabe „1831“ ersetzt. 

3. In § 18 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 1901a Absatz 1“ durch die Angabe „§ 1827 Absatz 1“ ersetzt. 

4. In § 21 Absatz 1 Satz 6 wird die Angabe „§ 1906 Abs. 4“ durch die Angabe „§ 1831 Absatz 4“ ersetzt. 

5. In § 52 Absatz 1 wird die Angabe „§ 1906“ durch die Angabe „§ 1831“ ersetzt. 
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(5) In § 10 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 des Heilberufsgesetzes vom 28. April 2003 (GVBl. I S. 126), das zuletzt durch 

Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (GVBl. I Nr. 30 S. 9) geändert worden ist, werden die Wörter „1896 

Abs. 4 und § 1905 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ durch die Wörter „§ 1815 Absatz 2 Nummer 5 und 6 und § 1830 

des Bürgerlichen Gesetzbuches“ ersetzt. 

(6) In § 5 Absatz 2 Satz 3 des Brandenburgischen Polizeigesetzes vom 19. März 1996 (GVBl. I S. 74), das zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2019 (GVBl. I Nr. 35 S.10) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 1896 

Abs. 4 und § 1905“ durch die Wörter „§ 1815 Absatz 2 Nummer 5 und 6 sowie § 1830“ ersetzt.  

(7) In § 10 Absatz 1 Nummer 5 des Brandenburgischen Landespressegesetzes vom 13. Mai 1993 (GVBl. I S. 162), 

das zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 (GVBl. I Nr. 8 S. 23) geändert worden ist, wird die Angabe 

„§ 1896 BGB“ durch die Wörter „§ 1814 des Bürgerlichen Gesetzbuches“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Infektionsschutzbeteiligungsgesetzes 

Das Infektionsschutzbeteiligungsgesetz vom 15. Dezember 2020 (GVBl. I Nr. 33) wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Geltungsdauer der Rechtsverordnung in ihrer zuletzt geänderten Fassung richtet sich nach dem Gesetz 

zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz) in seiner 

jeweils geltenden Fassung.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Wörter „am 31. Dezember 2022“ durch die Wörter „mit dem Beginn der 8. Wahlpe-

riode des Landtages“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages gibt den Tag des Außerkrafttretens im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt.“ 

Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Januar 2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Brandenburgi-

sche Betreuungsausführungsgesetz vom 14. Juli 1992 (GVBl. I S. 294), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

22. April 2003 (GVBl. I S. 119) geändert worden ist, außer Kraft. 

(2) Artikel 1 § 7 Absatz 5 und Artikel 4 treten am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

Potsdam, den 16. Dezember 2022 

Die Präsidentin 

des Landtages Brandenburg 

Dr. Ulrike Liedtke 

Herausgeberin: Die Präsidentin des Landtages Brandenburg 
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